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Gegen Widerspruch 
 
 
Von Michael Quante 
 
In Deutschland warten mehr 
als 12.000 Menschen auf ein 
Spendeorgan. Jeden Tag ster-
ben durchschnittlich drei Pati-
enten den Tod auf der Warte-
liste. Für die anderen bedeutet 
die Zeit des Wartens häufig 
eine Leidenszeit; auch wenn 
mit der Dialyse eine Ersatzthe-
rapie zur Verfügung steht, 
bringt das Fehlen eines Spen-
deorgans teilweise massive 
Einbußen der Lebensqualität 
mit sich. Dabei ist die allge-
meine Akzeptanz der Organ-
transplantation hoch: Umfra-
gen zufolge würden 75% der 
Deutschen einer Organspende 
zustimmen; es besitzen jedoch 
nur ungefähr 12% von ihnen 
einen Organspendeausweis. 
Betroffene, Angehörige und 
Mediziner suchen nach Mög-
lichkeiten, die Lage zu verbes-
sern. 

Ohne Zweifel ist in der Trans-
plantationsmedizin in Deutsch-
land immer noch einiges zu 
verbessern, auch wenn einige 
negative Anreize (wie die 
Nichtentschädigung oder 
Nichtübernahme der medizini-
schen Nachsorge von Lebend-
spendern) mittlerweile beho-
ben wurden. Manche aktuelle 
Entwicklung ist sogar kritisch 
zu betrachten: Die Ansprache 
der Hinterbliebenen nach dem 

Tode eines Angehörigen, der 
als potentieller Spender in 
Betracht kommt, ist bekannt-
lich oft entscheidend für Zu-
stimmung oder Ablehnung. Die 
medizinpsychologische Schu-
lung des medizinischen Perso-
nals, das sich dieser schwieri-
gen Aufgabe stellen muss, 
wird dennoch vielerorts in den 
medizinischen Fakultäten eher 
zurückgefahren als ausgebaut. 
Insgesamt reichen die Optimie-
rungsstrategien nicht aus, die 
Organknappheit zu beheben, 
und wir können uns nicht mit 
dem für sich genommen be-
rechtigten Hinweis hierauf 
begnügen. 

Diskutiert werden einige Alter-
nativen zur Transplantation 
menschlicher Organe: Die 
Entwicklung künstlicher Orga-
ne wie etwa das Kunstherz, 
das längst nicht mehr nur zur 
kurzfristigen Überbrückung 
eingesetzt wird, ist die vermut-
lich realistischste Option. Die 
Nutzung von Organen, die aus 
gentechnisch veränderten 
Tieren gewonnen werden (Xe-
notransplantation), steht vor 
dem ungelösten Problem des 
Infektionsrisikos durch Erreger, 
die den Sprung von der Or-
ganquelle auf den Menschen 
schaffen könnten. Auch die 
Vision der Züchtung von Orga-
nen durch den Einsatz von 
Stammzellen ist in absehbarer 
Zeit keine verfügbare Alternati-
ve. Diesseits dieser Optionen 
bleiben drei weitere Möglich-
keiten, die Anzahl menschli-

cher Spendeorgane für die 
Transplantationsmedizin zu 
erhöhen: die Kommerzialisie-
rung der Transplantationsme-
dizin durch Schaffung positiver 
Anreize; der Ausbau der Le-
bendspende und die Verände-
rung der rechtlichen Entnah-
meregelung.  
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Die Kommerzialisierung wird 
häufig von liberal gesinnten 
Juristen und Ökonomen, die 
das Verbot dieser Handlungs-
option als unzulässige Be-
schränkung individueller Wahl-
freiheit einschätzen, vorge-
schlagen. Sicher sind Organ-
handel oder die Ausnutzung 
finanzieller Notlagen von Men-
schen (in unterentwickelten 
Ländern oder in prekären Le-
benslagen) nicht notwendiger-
weise mit der Schaffung positi-
ver finanzieller Anreize ver-
bunden. Doch wenn man die 
Abschaffung negativer Anrei-
ze, die von Befürwortern einer 



Kommerzialisierung oft mit der 
Setzung positiver Anreize 
vermengt wird, ausblendet, 
bleiben erhebliche ethische 
Bedenken bestehen. Es ist 
gerade der Charakter der 
Spende, der vor allem der 
Lebendspende seine ethische 
Akzeptabilität verleiht. Die sehr 
begrenzte Unterstützung der 
Forderung nach einer Kom-
merzialisierung der Transplan-
tationsmedizin überrascht 
deshalb nicht. 

Bezüglich der Forderung nach 
einer Modifikation der gesetzli-
chen Regelung zur postmorta-
len Entnahme von Spendeor-
ganen ist die Lage anders: Seit 
einigen Jahren mehren sich 
die Stimmen aus der Ärzte-
schaft und der Politik, von der 
in Deutschland geltenden Zu-
stimmungslösung auf die (in 
anderen europäischen Län-
dern wie Österreich oder Spa-
nien praktizierte) Wider-
spruchslösung umzustellen. 
Auch hiergegen werden ethi-
sche Einwände vorgebracht. 
Im Folgenden soll begründet 
werden, warum drei der wirk-
mächtigsten Argumente zur 
Ablehnung der Widerspruchs-
lösung nicht überzeugen kön-
nen. Dazu sei zuerst kurz an 
die wichtigsten diskutierten 
und in Europa teilweise auch 
geltenden Entnahmeregelun-
gen erinnert. 

Bei der engen Zustimmungslö-
sung ist die Organentnahme 
zu Transplantationszwecken 
nach dem Tode nur dann zu-
lässig, wenn der Verstorbene 
zugestimmt hat und dies do-
kumentiert ist. In erweiterter 
Form dürfen Angehörige im 
Falle des Nichtvorliegens einer 
solchen Willensäußerung ge-
mäß dem mutmaßlichen letz-
ten Willen durch ihre Zustim-
mung die Organentnahme 
legitimieren. Bei der in 
Deutschland derzeit gültigen 
Informationslösung wird im 
Falle fehlender Willensbekun-

dung eine Organentnahme 
zugelassen, wobei die Ange-
hörigen informiert werden 
müssen und ein Einspruchs-
recht haben. Bei der Wider-
spruchslösung ist die Leich-
namspende zulässig, wenn 
keine ablehnende Willensbe-
kundung des Verstorbenen 
dokumentiert ist. In erweiterter 
Form müssen die Angehörigen 
informiert werden, ohne dass 
ihnen ein Vetorecht zukäme. 
Die Regelungen unterscheiden 
sich also hinsichtlich der Wer-
tung einer ausgebliebenen 
Willensbekundung des Ver-
storbenen und der Rolle der 
Angehörigen.  

Die Anzahl von Spendeorga-
nen ist in Ländern mit Wider-
spruchslösung deutlich höher 
als in Deutschland. Drei Argu-
mente, die dennoch gegen die 
Einführung einer Wider-
spruchslösung vorgebracht 
werden, möchte ich nun kurz 
diskutieren. 

Das Argument des ethisch 
unzulässigen Entscheidungs-
zwang: Eine gesetzliche Rege-
lung, der zufolge der Nichtwi-
derspruch dazu führt, dass ein 
erwachsener Mensch nach 
seinem Tode als Organspen-
der zur Verfügung steht, zwin-
ge, so der Einwand, jeden 
Bürger dazu, sich mit dieser 
Frage auseinanderzusetzen 
und eine Entscheidung zu 
treffen. Dies sei ethisch unzu-
mutbar. Was ist hiervon zu 
halten? Lassen wir den Ge-
sichtspunkt des Leids poten-
tieller Organempfänger und 
ihrer betroffenen Angehörigen 
beiseite, lautet die Frage, wel-
che Zumutungen andere Lö-
sungswege ergeben. Faktisch 
führt die Knappheit der Organe 
dazu, die Lebendspende, die 
medizinisch Vorteile hat, ver-
stärkt zu nutzen. Teile der 
Ärzteschaft fordern, den ge-
setzlich festgeschriebenen 
Vorrang der Leichnamspende 
aufzugeben und die Rahmen-

bedingungen der Lebendspen-
de zu modifizieren. Da die 
ethische Bewertung der Le-
bendspende hier nicht Thema 
ist, sei nur auf einen für unsere 
Überlegungen relevanten As-
pekt hingewiesen: Der Druck, 
der auf einen potentiellen Le-
bendspender durch die ent-
sprechende Anfrage ausgeübt 
wird, ist ethisch erheblich prob-
lematischer als der gegen die 
Einführung der Widerspruchs-
lösung ins Feld geführte 
Zwang. Wer aus diesem Grun-
de gegen die Widerspruchslö-
sung ist, wird dem Ausbau der 
Lebendspende kaum zustim-
men dürfen. 

Liegt keine Willensbekundung 
vor, müssen die Angehörigen 
(außer bei der engen Zustim-
mungslösung) entscheiden. Es 
entsteht erheblicher Druck, 
weil die Situation belastend, 
das Zeitfenster eng und die 
Entscheidung stellvertretend 
getroffen werden muss, der 
ebenfalls ethisch problemati-
scher ist als der durch die 
Einführung der Widerspruchs-
lösung erzeugte Druck. Ein 
Verfechter des fraglichen Ein-
wands kann auch diese Lö-
sung nicht konsistent befürwor-
ten. Wer das Argument des 
ethisch unzulässigen Zwangs 
aufrichtig vorbringt, wird nur 
die enge Zustimmungslösung 
befürworten können. Dies aber 
wird zu einer Verschärfung der 
Knappheit führen, so dass 
mehr als fraglich ist, ob die 
damit geschaffene Situation 
ethisch akzeptabler wäre. 

Das Argument von der Aus-
nutzung der Faulheit: Der 
jüngst von den Gesundheits-
ministern Grüttner (Hessen) 
und Söder (Bayern) erhobenen 
Forderung nach Einführung 
der Widerspruchslösung hat 
der aktuelle Bundesgesund-
heitsminister Bahr mit dem 
Argument widersprochen, 
hiermit würde letztlich auf die 
Faulheit der Menschen ge-



setzt. Ist dieser Einwand stich-
haltig? Was ist angesichts der 
Alternativen (Tod auf der War-
teliste, Druck auf Angehörige 
und Lebendspender) falsch 
daran, die unterstellte ‚Faul-
heit‘ des in liberaler Tradition 
primär als mündig und eigen-
verantwortlich angesehenen 
Bürgers in Rechnung zu stel-
len? Ohne die negative Konno-
tation von Faulheit und die 
unzutreffende Unterstellung, 
hier werde die Autonomie des 
Subjekts verletzt, ab, bleibt von 
dem Argument kaum etwas 
übrig. Wenn die Regelung 
bekannt ist, beruht die Nicht-
äußerung auf einer Entschei-
dung. Die Widerspruchslösung 
vermeidet auch den Druck, der 
in der von Kauder und Stein-
meier in die Diskussion einge-
brachten Entscheidungslö-
sung, bei der jeder Bürger 
einmal in seinem Leben zur 
Frage der Organentnahme 
nach seinem Tode befragt 
wird, entsteht. Vor allem ist zu 
bezweifeln, ob das Faulheits-
argument die Nichtäußerung 
überhaupt angemessen inter-
pretiert. Da es eine hohe Zu-
stimmung zur Organspende 
gibt, lässt sie sich auch als 
Ausdruck der Einstellung wer-
ten, diese Regelung sei e-
thisch in Ordnung und für den 
Einzelnen entlastend. 

Das Argument der Nichtdurch-
setzbarkeit: Die Einführung der 
Widerspruchslösung werde, so 
der Einwand, zum Einbruch 
der Spendebereitschaft und 
zum Akzeptanzverlust der 
Transplantationsmedizin füh-
ren. Diese empirische Progno-
se ist angesichts der Erfahrun-
gen in anderen europäischen 
Ländern wenig plausibel. Aus 
dem Pool der potentiellen 
Spender fielen nur Personen 
heraus, die jetzt der Leich-
namspende positiv gegenü-
berstehen, ohne dies zu be-
kunden, und die durch die 
Einführung der Widerspruchs-

lösung zum Widerspruch ver-
anlasst würden. Ein allgemei-
ner Akzeptanzverlust ist durch 
eine solche Maßnahme kaum 
zu erwarten. Angesichts der 
ethisch problematischen Ne-
benwirkungen der anderen 
Lösungen ist dieses Risiko 
vertretbar und der Schluss von 
der gegenwärtigen politischen 
Undurchsetzbarkeit auf die 
generelle gesellschaftliche 
Nichtdurchsetzbarkeit zu kriti-
sieren. 

Letztendlich hängt es von 
Rahmenbedingungen und 
ethischen Einstellungen zur 
Lebendspende, zur Nutzung 
von Tieren als Organquellen 
oder zur Schaffung finanzieller 
Anreize ab, ob man in der 
Abwägung aller Gesichtspunk-
te die Einführung der Wider-
spruchslösung für ethisch 
angemessen hält. Selbstver-
ständlich muss jeder Bürger 
hinreichend über die Frage der 
Organspende informiert wer-
den (dies könnte z. B. durch 
die Behandlung im Schulunter-
richt gewährleistet werden). 
Die Entscheidungen müssen 
dokumentiert und stets revi-
dierbar sein; die Informationen 
müssen für die an einer Leich-
namspende beteiligten Perso-
nen schnell zugänglich, insge-
samt aber vertraulich sein. 
Letzteres ist wichtig, um der 
Gefahr einer möglichen Sank-
tionierung im Falle eines ein-
gelegten Widerspruchs zu 
begegnen (wie sie etwa in 
sogenannten Club-Modellen 
zur Grundspielregel gemacht 
werden soll). Die Ängste und 
Gerüchte, man werde als po-
tentieller Organspender mögli-
cherweise medizinisch am 
Lebensende nicht mehr opti-
mal versorgt, weil es ein Inte-
resse an den Organ gebe, 
müssen durch Transparenz 
der Verfahren entkräftet wer-
den. Die Widerspruchslösung 
ist keine Wunderwaffe und 
kann nur unter geeigneten 

gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen verantwortet wer-
den, die im Deutschland des 
21. Jahrhunderts aber gege-
ben sind. Wir sollten daher auf 
dieses Instrument nicht ver-
zichten. Die meistgehörten 
Einwände dagegen können 
jedenfalls nicht überzeugen. 

 

Projekte 

 
Verantwortung und 
Strafe ohne Freiheit 

    
 

Dieses gerade bei mentis er-
schienene Buch von Marco 
Stier ist das Ergebnis des 
DFG-Forschungsprojekts „Imp-
likationen aktueller Ergebnisse 
der Neurowissenschaften für 
das (rechts)ethische Verständ-
nis individueller Verantwort-
lichkeit“, das von 2006-2009 
am Centrum für Bioethik ange-
siedelt war. 

Im Zuge der vor einigen Jah-
ren wieder entbrannten Dis-
kussion um die Willensfreiheit 
wird oft befürchtet, Verantwor-
tung wäre unmöglich, wenn es 
keinen freien Willen gäbe. 
Dabei bleibt in der Regel je-
doch ungeklärt, was es eigent-
lich bedeutet, verantwortlich zu 
sein. Hier versucht das Buch 
mit einer Analyse der Konzep-
te individueller Verantwortung 
Abhilfe zu schaffen. Es stellt 
sich heraus, dass nicht die 
Zuschreibung von Verantwor-
tung, wohl aber die Zurech-



nung von Schuld von der Un-
möglichkeit eines im an-
spruchsvollen Sinne freien 
Willens betroffen ist. Mit der 
Begründbarkeit von Schuld fällt 
auch die Möglichkeit, Strafe zu 
rechtfertigen. Weil sich aber 
jede Gesellschaft vor Normver-
letzungen schützen muss, wird 
eine Theorie der Verantwor-
tungsintervention entwickelt, 
die dem Charakter nach kon-
sequenzialistisch und im Detail 
aus der Notwehr abgeleitet ist. 
Auf dem Weg zu dieser Lö-
sung bietet das Buch sowohl 
eine ausführliche Untersu-
chung des Verantwortungs-
begriffs als auch einen Über-
blick über die wichtigsten The-
orien der Strafrechtfertigung 
sowie der Willensfreiheit. Ü-
berdies zeigt sich einmal mehr, 
dass die Erkenntnisse der 
Hirnforschung dem, was in der 
Philosophie seit Jahrhunderten 
gegen die Willensfreiheit vor-
gebracht wird, nichts wesent-
lich Neues hinzufügt. 
 
 
Klausurwoche  
Ästhetische Chirurgie 
 
Schönheitsoperationen sind in 
den letzten Jahren zu einem 
Massenphänomen avanciert. 
Trotzdem oder gerade deshalb 
sind grundlegende ethische, 
rechtliche und soziale Fragen 
nach wie vor offen: Ist ein 
chirurgischer Eingriff aus rein 
ästhetischen Gründen, d.h. 
ohne medizinische Indikation, 
mit der ärztlichen Aufgabe 
vereinbar? Dürfen sich auf 
dem Gebiet der ästhetischen 
Chirurgie tätige Chirurginnen 
und Chirurgen an ästhetischen 
Maßstäben orientieren, und 
wenn ja, an welchen? Welche 
Motive liegen ästhetischen 
Eingriffen auf Seiten derer, die 
diese an sich vornehmen las-
sen möchten, zugrunde? Wel-
che Auswirkungen hat die 
Praxis der ästhetischen Chi-

rurgie auf das Ansehen der 
Medizin? Mit diesen und ähnli-
chen Fragen haben sich vom 
19.-23. September 2010 
NachwuchswissenschaftlerIn-
nen verschiedener Fachdiszip-
linen im Rahmen der vom 
BMBF geförderten Klausurwo-
che „Ästhetische Chirurgie – 
Medizinische, ethische, philo-
sophische, kulturwissenschaft-
liche, rechtliche und soziale 
Aspekte“ auseinandergesetzt. 

Die Projektleitung hatte Beate 
Lüttenberg am Centrum für 
Bioethik, bei der Organisation 
wurde sie von Arianna Ferrari 
(Karlsruhe) unterstützt. Die 
Beiträge der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer sowie einiger 
Expertinnen und Experten 
erscheinen noch im Jahr 2011 
als Sammelband. 
 
 
Klausurwoche 
Proceed with caution? 
 
Insgesamt 11 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern aus 8 EU-
Ländern haben im Februar 
2011 im Rahmen einer durch 
das BMBF geförderten Klau-
surwoche über Konzept und 
Anwendung des Precautionary 
Principle in der Nanobiotech-
nologie diskutiert. Eingeladen 
hatten das Centrum für Bio-
ethik in Kooperation mit bio-
analytik-muenster e.V. Neben 
naturwissenschaftlichen Bei-
trägen diskutierten die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
unter dem Titel „Proceed with 
caution?“ über verschiedene 
Varianten des Vorsorgeprin-
zips, Fragen des risk assess-
ment und risk management 
sowie über ethische und recht-
liche Fragen in der Nanobio-
technologie. Ergänzt wurden 
die Beiträge der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer durch 
Vorträge von Expertinnen und 
Experten aus Deutschland, 
Schottland und der Schweiz. 
Im Rahmen einer öffentlichen 

Veranstaltung sprach Armin 
Grunwald (Karlsruhe) im Lese-
saal der Stadtbücherei Müns-
ter über die „gesellschaftliche 
Verantwortung der Nano-
Biotechnologie“. Die Procee-
dings der Tagung erscheinen 
Ende des Jahres in der Reihe 
Münsteraner Bioethik Studien 
(MBS). 
 
 
Angewandte Philoso-
phie und Didaktik der 
Philosophie und Ethik 
 
Vom 12. Bis 14. Mai 2011 hat 
in Münster die in diesem Jahr 
gemeinsam vom Philosophi-
schen Seminar, der Arbeits-
stelle Praktische Philosophie 
und dem Centrum für Bioethik 
der WWU Münster durchge-
führte Tagung des Forums 
Fachdidaktik Philosophie/Ethik 
stattgefunden. Rund 50 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer, 
die sich professionell mit der 
Didaktik in den Fächern Philo-
sophie, Praktische Philosophie 
und Ethik beschäftigen, disku-
tierten zwei Tage lang über 
das Thema „Angewandte Phi-
losophie – Anknüpfungspunkte 
für einen ‚integrativen Philoso-
phie- und Ethikunterricht‘“. Im 
Mittelpunkt der Tagung stan-
den neben drei Vorträgen 
(Dagmar Borchers, Bremen: 
„Was ist Angewandte Philoso-
phie?“; Oliver Scholz, Münster: 
„Vom aufgeklärten Umgang mit 
epistemischer Autorität: Wie 
können Laien Experten erken-
nen und von ihnen lernen?“; 
Johann S. Ach, Münster: „Fra-
gen und Methoden der Bio-
ethik als Angewandte Philoso-
phie“) und einem Podiumsge-
spräch zum Thema, vor allem 
Workshops, in denen didakti-
sche Anschlussmöglichkeiten 
und Unterrichtsvorschläge im 
Zusammenhang der Ange-
wandten Philosophie vorge-
stellt und diskutiert wurden. 
Dabei zeigte sich zum einen, 



dass die Perspektive einer 
Angewandten Philosophie 
vielfältige Anknüpfungspunkte 
für die Fachdidaktik Ethik/ 
Philosophie anbietet und 
nachgerade eine Fundgrube 
für die Gewinnung von Frage-
stellungen, Methoden, Kompe-
tenz-Modellen oder Lernper-
spektiven des Philosophie- und 
Ethikunterrichts sein kann. 
Andererseits ist der Begriff 
einer Angewandten Philoso-
phie selbst aufklärungsbedürf-
tig. Insbesondere, so zeigte 
manche Diskussion im Rah-
men der Tagung, wäre weiter 
der Frage nachzugehen, was 
„anwenden“ hier heißen kann. 
Eine Publikation der Beiträge 
der Tagung ist vorgesehen. 
 
 

Themen 
 
 
Risiko. Umgang mit Un-
sicherheit 
 
Das Erdbeben und der Tsu-
nami am 11. März 2011 haben 
nicht nur Japan erschüttert. 
Die Auswirkungen auf das 
Kernkraftwerk Fukushima hat 
die ganze Welt aufgerüttelt und 
in Atem gehalten. Dass mo-
derne Technologien riskant 
sind, ist zwar nicht neu, die 
Reaktorkatastrophe von Fu-
kushima hat aber drastisch 
gezeigt, wie verheerend es 
sein kann, ein (Rest-)Risiko zu 
akzeptieren. Nicht nur in die-
sem Zusammenhang, sondern 
auch in vielen anderen, auch 
alltäglichen, Situationen stellen 
sich Fragen nach dem Um-
gang mit Risiken. Gibt es Risi-
ken, die nicht tolerierbar sind? 
Welche Risiken können als 
akzeptabel gelten? Wie lassen 
sich Entscheidungen unter 
Risiko aus wissenschaftstheo-
retischer, soziologischer und 
psychologischer Perspektive 
analysieren? Wie sind riskante 

Handlungen oder Technolo-
gien ethisch zu bewerten? 
Diese Fragen stehen im Zent-
rum der Ringvorlesung, die 
das Zentrum für Wissen-
schaftstheorie (ZfW) und das 
Centrum für Bioethik (CfB) 
gemeinsam im kommenden 
Wintersemester 2011/2012 
veranstalten. In den einzelnen 
Vorträgen werden jeweils un-
terschiedliche Perspektiven auf 
den Umgang mit Risiko in der 
Theorie und in der Anwen-
dungspraxis aufgezeigt. Die 
Termine der Ringvorlesung 
sind jeweils donnerstags von 
18-20 Uhr: 20.10., 17.11., 
1.12., 15.12., 12.1., 26.1. 
 
 
photonics 4 life 
 
Die ethischen, rechtlichen und 
sozialen Aspekte der Biopho-
tonik waren Gegenstand eines 
Vortrags, den Johann S. Ach 
im April 2011 im Rahmen des 
Annual Meeting von photo-
nics4life in Heraklion (Kreta) 
gehalten hat. Er stellte dort 
insbesondere einen in Münster 
erarbeiteten Entwurf für points 
to consider zur Biophotonik vor 
und diskutierte die Fragen, 
wofür Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler verant-
wortlich sind und welche Vor-
aussetzungen dafür erforder-
lich sind, dass sie diese Ver-
antwortung auch sinnvoll über-
nehmen können. 

Nach einem Konsultationspro-
zess, in dem einschlägige 
Expertinnen und Experten aus 
Europa und den USA zu Stel-
lungnahmen aufgefordert wor-
den waren, befinden sich die 
P4L points to consider gegen-
wärtig in der Schlussredaktion 
und werden voraussichtlich 
noch in diesem Jahr der EU-
Kommission zugeleitet und auf 
der website von P4L veröffent-
licht. 
 

Nachrichten 
 
 
Allgemeine Studien – 
wissenschaftlicher Mit-
arbeiter des CfB 
 
Seit dem Wintersemester 2009 
bietet das Centrum für Bioethik 
innerhalb der Allgemeinen 
Studien (Modul 3: Wissen-
schaftstheoretische Kompe-
tenz) der WWU in jedem Se-
mester zwei Lehrveranstaltun-
gen im Bereich der Bioethik 
an. Die Finanzierung dieser 
Dozentenstelle erfolgte bisher 
über die WWU aus Studienbei-
trägen. Ab dem Wintersemes-
ter 2011 werden keine Stu-
dienbeiträge mehr erhoben, so 
dass die Finanzierung des 
wissenschaftlichen Mitarbeiters 
zunächst nicht gesichert 
scheint. Die WWU hat aller-
dings inzwischen in Aussicht 
gestellt, wissenschaftliche 
Mitarbeiter in der Lehre, die 
bisher  aus Studienbeiträgen 
finanziert wurden, weiter halten 
zu wollen.  

Der Bedarf an interdis-
ziplinären Lehrveranstaltun-
gen, wie sie das CfB anbietet, 
wird in den nächsten Jahren 
unverändert bestehen bleiben 
und aufgrund der zu erwarten-
den höheren Zahl an Studen-
ten (doppelte Abiturjahrgänge 
in NRW ab 2013) eher noch 
steigen. Das Centrum für Bio-
ethik strebt daher eine Weiter-
führung des Lehrangebots an 
und wird dieses ggf. in den 
nächsten Semestern noch 
weiter ausbauen.  
 
 
EthiKino 
 
Die Katholische Studierenden- 
und Hochschulgemeinde in 
Münster (KSHG), das Institut 
für Ethik, Geschichte und The-
orie der Medizin sowie das 



Centrum für Bioethik der Uni-
versität Münster haben am 24. 
Januar 2011 in der Reihe "E-
thiKino" den Film Million Dollar 
Baby gezeigt. Im Anschluss an 
die Filmvorführung gab der 
Medizinethiker Alfred Simon im 
Gespräch mit dem Philoso-
phen Andreas Kösters einen 
Einblick in die im Film aufge-
worfenen ethischen Problem-
felder, um sich dann den Fra-
gen aus dem Publikum zu 
stellen. Diese auch an diesem 
Termin wieder sehr gut be-
suchte Veranstaltungsreihe 
wird im nächsten Semester 
fortgesetzt.  

In der Reihe „EthiKino“ werden 
auf großer Leinwand Filme 
gezeigt, die Anstöße zum ge-
meinsamen ethisch-mora-
lischen Nachdenken geben. 
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Termine 
 
■  8. Juli 2011  
 
Gesundheit für alle? 
Gesundheitliche Un-
gleichheiten als Heraus-
forderung für die Public 
Health-Politik  
 
Vortrag von Prof. Dr. Stefan 
Huster (Ruhr-Universität Bo-
chum),  
Kommentar von Prof. Dr. Mi-
chael Quante (Universität 
Münster). 
 
Jahrestagung des Centrums 
für Bioethik,  
Freitag, 15.00 bis 18.00 Uhr 
Hörsaal Badestraße 9 

 
■  Ab 20. Oktober 2011 
 
Risiko. Umgang mit Un-
sicherheit 
 
Ringvorlesung des Centrums 
für Bioethik und des Zentrums 
für Wissenschaftstheorie im 
Wintersemester 2011/12 
 
Donnerstags 18-20 Uhr 
Der Hörsaal wird noch bekannt 
gegeben 

 
■  17. November 2011 
 
Emotionen, existentielle 
Gefühle und deren Re-
gulation  
 
Vortrag von Prof. Dr. Achim 
Stephan (Osnabrück) im Rah-
men des UNESCO-Welttages 
der Philosophie (in Kooperati-
on mit dem Philosophischen 
Seminar und der Volkshoch-
schule Münster) 
 
Donnerstag, 16-18 Uhr 
Der Hörsaal wird noch bekannt 
gegeben 

 
■  Wintersemester 2011/12 
 
EthiKino 
 
20.00 Uhr 
KSHG, Aula, Frauenstraße 3-6 
 
Die Filme werden noch be-
kannt gegeben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Informationen zu allen Veran-
staltungen des Centrums für 
Bioethik finden Sie auch auf 
unserer Homepage: 
 
www.uni-muenster.de/bioethik 
 
Bitte beachten Sie auch die 
neue E-Mail-Adresse: 
 
CfB@ukmuenster.de  
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